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achten. Das bedeutet, dass Gebühren so zu bemes-
sen sind, dass sie nur die Kosten der Leistung decken. 
Die Gebühr darf den Verwaltungsaufwand der Behör-
de insgesamt nicht übersteigen. Der Ausschluss der in 
den §§ 9 und 15 Abs. 2 des Landesgebührengesetzes 
festgelegten Grundsätze gewährleistet, dass für die 
Gebührenbemessung nur der Verwaltungsaufwand 
maßgebend ist.

��� A\�����!�,YTpJO[PN\UN�a\T�,YSHZZ�]VU�9LJO[Z��\UK�
=LY^HS[\UNZ]VYZJOYPM[LU

Absatz 1 enthält eine Ermächtigung der Landesre-
NPLY\UN�� PU�.LZ[HS[�LPULY�9LJO[Z]LYVYKU\UN�KPL�lILY-
wachungsaufgaben in § 20 auf andere Stellen der 
�ɈLU[SPJOLU� =LY^HS[\UN� a\� �ILY[YHNLU�� ,PUL� ZVSJOL�
lILY[YHN\UN�RHUU�H\JO�K\YJO�KPL�)LSLPO\UN�LPULZ�7YP-
vaten erfolgen.

��� A\�����!�lILYNHUNZILZ[PTT\UNLU

26.1 Zu § 26 Abs. 1 und 2: Befüllung der Transparenz-Platt-
form

�����(IZ����\UK�(IZ����[YPɈ[�UpOLYL�(\ZM�OY\UNLU�a\Y�
=LY�ɈLU[SPJO\UNZWÅPJO[��)PZ�a\Y�/LYZ[LSS\UN�POYLY�]VSS-
ständigen Funktionsfähigkeit kann die Transparenz-
Plattform aufgrund der technischen Voraussetzungen 
nur sukzessive befüllt werden. Die in § 7 Abs. 1 und 
Abs. 2 genannten Informationen müssen auf der Platt-
MVYT�]LY�ɈLU[SPJO[�^LYKLU��ZVIHSK�KPLZL�PUZV^LP[�]VSS�
M\UR[PVUZMpOPN� PZ[�� ,PUL� )L]VYYH[\UN� ]VU� ]LY�ɈLU[SP-
JO\UNZWÅPJO[PNLU� 0UMVYTH[PVULU� HI� 0URYHM[[YL[LU� KLZ�
Gesetzes ist damit nicht erforderlich. Beispielsweise 
müssen keine Gutachten oder Studien im Sinne des 
§ 7 Abs. 1 Nr. 8 auf der Transparenz-Plattform veröf-
fentlicht werden, die in den Jahren 2017 und 2018 er-
stellt werden bzw. wurden. 

Informationen, die bereits bei Inkrafttreten des Geset-
aLZ� PU� ]LY�ɈLU[SPJO\UNZMpOPNLY� LSLR[YVUPZJOLY� -VYT�
vorlagen, sollen soweit möglich auf der Transparenz-
Plattform bereitgestellt werden. Auch hierbei ist Vo-
raussetzung, dass die Plattform nach Maßgabe des 
Absatzes 2 vollständig funktionsfähig ist. Die Befüllung 
mit solchen Informationen soll unter Berücksichtigung 
der rechtlichen Gegebenheiten sowie der personellen 
und technischen Kapazitäten erfolgen.

Das Landestransparenzgesetz geht als Zielkonzepti-
on von der Verfügbarkeit der E-Akte in den transpa-
YLUaWÅPJO[PNLU�:[LSSLU�KLY�3HUKLZ]LY^HS[\UN�H\Z��<T�
den Verwaltungsaufwand bei der Wahrnehmung der 
=LY�ɈLU[SPJO\UNZWÅPJO[LU� PU� KLY� 7OHZL� IPZ� a\Y� HSSNL-
meinen Einführung der E-Akte in vertretbarer Weise 
zu gestalten, legt Absatz 2 ein stufenweises Vorgehen 
fest. Danach wird bei der Umsetzung des Gesetzes un-
ter Berücksichtigung der Unterschiede zwischen den 
obersten Landesbehörden und den übrigen transpa-
YLUaWÅPJO[PNLU�:[LSSLU�OPUZPJO[SPJO�KLY�,PUM�OY\UN�KLY�
,�(R[L�LPULYZLP[Z�\UK�KLY�)L[YVɈLUOLP[�]VU�KLU�=LY�M-
MLU[SPJO\UNZWÅPJO[LU�PU�����(IZ����\UK���HUKLYLYZLP[Z�
^PL� MVSN[� KPɈLYLUaPLY[!� 0UULYOHSI� LPULZ�A^LPQHOYLZaLP[-
raums ab Inkrafttreten des Landestransparenzgeset-
zes, d. h. bis 1. Januar 2018, erfolgt die Umsetzung 
HSSLY� ;YHUZWHYLUaWÅPJO[LU� K\YJO� KPL� VILYZ[LU� 3HU-
KLZILO�YKLU�� TP[� (\ZUHOTL� KLY� =LY�ɈLU[SPJO\UNZ-
WÅPJO[LU�NLTp������(IZ����5Y�������\UK����\UK�(IZ����
Satz 1 Nr. 4, 5 und 6, welche in besonderer Weise ei-
ULU�LSLR[YVUPZJOLU�>VYRÅV^�LYMVYKLYU��0UULYOHSI�LPULZ�
Dreijahreszeitraums, d. h. bis 1. Januar 2019, erfolgt 
KPL�<TZL[a\UN�H\JO�KPLZLY�=LY�ɈLU[SPJO\UNZWÅPJO[LU�
durch die obersten Landesbehörden. Innerhalb eines 
Fünfjahreszeitraumes, d. h. bis 1. Januar 2021, sollen 
HSSL� [YHUZWHYLUaWÅPJO[PNLU�:[LSSLU� ZpT[SPJOL�;YHUZWH-
YLUaWÅPJO[LU�LYM�SSLU��

26.2 Zu § 26 Abs. 3
lILY�(U[YpNL��KPL� ]VY� 0URYHM[[YL[LU�KLZ�3HUKLZ[YHUZ-
parenzgesetzes nach den Vorschriften des Landes-
informationsfreiheitsgesetzes oder des Landesum-
weltinformationsgesetzes gestellt wurden, ist nach 
dem Inkrafttreten des Landestransparenzgesetzes am 
1. Januar 2016 nach dessen Bestimmungen zu ent-
scheiden.

26.3 Zu § 26 Abs. 4
Es wird auf die Ausführungen unter Abschnitt 24 ver-
wiesen.

26.4 Zu § 26 Abs. 5
Bis zur vollständigen Funktionsfähigkeit der Transpa-
YLUa�7SH[[MVYT�ZPUK�KPL�PUMVYTH[PVUZWÅPJO[PNLU�:[LSSLU�
^PL�IPZOLY�]LYWÅPJO[L[��<T^LS[PUMVYTH[PVULU�a��)��H\M�
POYLY�/VTLWHNL�a\�]LY�ɈLU[SPJOLU��+PLZL�lILYNHUNZ-
]VYZJOYPM[� Z[LSS[� ZPJOLY�� KHZZ� KPL� ]LY�ɈLU[SPJO\UNZ-
WÅPJO[PNLU�:[LSSLU�KPL�PU�KLY�<T^LS[PUMVYTH[PVUZYPJO[-
SPUPL� MLZ[NLSLN[LU� =LYIYLP[\UNZWÅPJO[LU� VOUL� ApZ\Y�
erfüllen.

MinBl. 2017, S. 356

���� =LYNHIL�KLZ�(\MZ[PLNZIVU\Z�0�\UK� �
KLZ�(\MZ[PLNZIVU\Z�00

=LY^HS[\UNZ]VYZJOYPM[�KLZ�4PUPZ[LYP\TZ�M�Y�>PY[ZJOHM[��=LYRLOY��

3HUK^PY[ZJOHM[�\UK�>LPUIH\�

]VT�����5V]LTILY������������

�� 9LJO[ZNY\UKSHNLU��A\^LUK\UNZa^LJR
1.1 Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft 

und Weinbau gewährt 
�࠮ M�Y�LYMVSNYLPJO�HINLSLN[L�4LPZ[LYWY�M\UNLU�VKLY�NSLPJO-
^LY[PNL� �ɈLU[SPJO�YLJO[SPJOL� -VY[IPSK\UNZWY�M\UNLU� PU�
gewerblichen und kaufmännischen Berufen und in Be-
rufen der Landwirtschaft den Aufstiegsbonus I und 

�࠮ \UHIOpUNPN�]VU�KLT�,YOHS[�KLZ�(\MZ[PLNZIVU\Z�0�(IZVS-
ventinnen und Absolventen von Meisterprüfungen oder 
NSLPJO^LY[PNLU� �ɈLU[SPJO�YLJO[SPJOLU� -VY[IPSK\UNZWY�-
fungen in gewerblichen und kaufmännischen Berufen 
und in Berufen der Landwirtschaft für eine sich anschlie-
ßende Existenzgründung den Aufstiegsbonus II. 

1.2 Der Aufstiegsbonus I und der Aufstiegsbonus II sind als 
Festbetrag in Form eines zweckgebundenen Zuschusses 
ausgestaltet. Sie werden gewährt nach Maßgabe dieser 
Verwaltungsvorschrift und der §§ 23 und 44 Abs. 1 der 
Landeshaushaltsordnung sowie der dazu ergangenen Ver-
waltungsvorschrift zum Vollzug der Landeshaushaltsord-
nung vom 20. Dezember 2002 (MinBl. 2003 S. 22) in der 
jeweils geltenden Fassung. Der Aufstiegsbonus I und der 
Aufstiegsbonus II sind freiwillige Leistungen, ohne dass ein 
Rechtsanspruch hierauf besteht, und werden im Rahmen 
KLY�]LYM�NIHYLU�/H\ZOHS[ZTP[[LS�UHJO�WÅPJO[NLTp�LT�,Y-
messen gewährt. 

1.3 Der Aufstiegsbonus I und der Aufstiegsbonus II sollen die 
.SLPJO^LY[PNRLP[� ]VU� ILY\ÅPJOLY� \UK� HRHKLTPZJOLY� )PS-
K\UN�\U[LYZ[YLPJOLU��+LY�>LN�KLY�ILY\ÅPJOLU�-VY[IPSK\UN�
als gleichwertige Alternative zum ersten akademischen 
(IZJOS\ZZ�^PYK� K\YJO� KPL�.L^pOY\UN� KPLZLY� ÄUHUaPLSSLU�
Anerkennung noch attraktiver. Der Aufstiegsbonus I und 
der Aufstiegsbonus II sollen zudem einen Beitrag dazu 
leisten, die Zahl der in Rheinland-Pfalz tätigen hoch quali-
ÄaPLY[LU�-HJORYpM[L�a\�LYO�OLU��
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Mit dem Aufstiegsbonus I wird die Bereitschaft, sich be-
Y\ÅPJO�MVY[a\IPSKLU�\UK�KPL�LPNLUL�8\HSPÄRH[PVU�a\�Z[pYRLU��
ÄUHUaPLSS�NL^�YKPN[��4P[�KLT�(\MZ[PLNZIVU\Z� 00�^PYK�LPUL�
,_PZ[LUaNY�UK\UN�OVUVYPLY[�ZV^PL�LPU�(UYLPa�NLZJOHɈLU��
sich auf Grundlage einer erfolgreich abgelegten Meister-
WY�M\UN� VKLY� LPULY� NSLPJO^LY[PNLU� �ɈLU[SPJO�YLJO[SPJOLU�
Fortbildungsprüfung in gewerblichen und kaufmännischen 
Berufen und in Berufen der Landwirtschaft in Rheinland-
Pfalz selbstständig zu machen.

�� (\MZ[PLNZIVU\Z�0
���� A\^LUK\UNZ]VYH\ZZL[a\UNLU�\UK��ILYLJO[PN[L
2.1.1 Der Aufstiegsbonus I wird für alle Abschlüsse gewährt, 

die von der Bund-Länder-Koordinierungsstelle für den 
+L\[ZJOLU�8\HSPÄRH[PVUZYHOTLU�M�Y� SLILUZSHUNLZ�3LYULU�
(DQR) den DQR-Niveaus 6 oder 7 zugeordnet wurden. 
Voraussetzung ist darüber hinaus eine erfolgreich abge-
legte Prüfung vor einer Handwerkskammer, Industrie- 
und Handelskammer oder der Landwirtschaftskammer 
in Rheinland-Pfalz. Sofern die Prüfung in Rheinland-Pfalz 
nicht abgenommen werden kann, muss die Prüfung vor 
einer Handwerkskammer, Industrie- und Handelskammer 
oder Landwirtschaftskammer bzw. einer vergleichbaren für 
landwirtschaftliche Fortbildungsberufe zuständigen Stelle 
in einem anderen Bundesland abgelegt worden sein. Bei 
unterschiedlichen Abschlüssen kann der Bonus einer Per-
son je Abschluss mehrfach gewährt werden.

2.1.2 Der Beschäftigungsort muss zum Zeitpunkt der Feststel-
lung des Prüfungsergebnisses in Rheinland-Pfalz liegen. 
Besteht zum Zeitpunkt der Feststellung des Prüfungser-
gebnisses kein Beschäftigungsverhältnis, muss der stän-
dige Erstwohnsitz in Rheinland-Pfalz liegen.

���� (Y[�\UK�<TMHUN�KLY�A\^LUK\UN�
+LY�(\MZ[PLNZIVU\Z�0�^PYK�PU�-VYT�LPULY�-LZ[IL[YHNZÄUHU-
zierung gewährt und beträgt 1.000 EUR pro Person für je-
den Abschluss gemäß Nummer 2.1.1.

���� (U[YHNZ��\UK�)L^PSSPN\UNZ]LYMHOYLU
2.3.1 Die zuwendungsberechtigten Personen werden von den 

Handwerkskammern, den Industrie- und Handelskam-
mern und der Landwirtschaftskammer ermittelt und fest-
gestellt. Die genannten Stellen informieren diese Personen 
über die Möglichkeit, innerhalb von drei Monaten den Auf-
stiegsbonus I bei der jeweiligen Kammer zu beantragen, 
sofern nicht bereits eine vergleichbare Zuwendung bei ei-
ner anderen Kammer oder einer entsprechenden Stelle in 
einem anderen Bundesland beantragt wurde.

2.3.2 Personen, die eine entsprechende Prüfung vor einer Hand-
werkskammer, Industrie- und Handelskammer oder Land-
wirtschaftskammer bzw. einer vergleichbaren für landwirt-
schaftliche Fortbildungsberufe zuständigen Stelle in einem 
anderen Bundesland erfolgreich abgelegt haben und die 
Voraussetzungen gemäß Nummer 2.1.2 erfüllen, können 
bei der örtlich und fachlich zuständigen Handwerkskam-
mer, Industrie- und Handelskammer oder Landwirtschafts-
kammer in Rheinland-Pfalz einen Antrag auf Gewährung 
des Aufstiegsbonus I stellen. Hierfür ist innerhalb von 
zwölf Monaten nach Feststellung des Prüfungsergebnis-
ses das Prüfungszeugnis vorzulegen. 

2.3.3 Die Handwerkskammer, Industrie- und Handelskammer 
oder Landwirtschaftskammer entscheidet über die gestell-
ten Anträge und teilt der Antrag stellenden Person das An-
tragsprüfungsergebnis mit. Bei Vorliegen aller Vorausset-
zungen für die Gewährung zahlt die Handwerkskammer, 
Industrie- und Handelskammer oder Landwirtschaftskam-
mer den Aufstiegsbonus I aus.

���� ,YZ[THSPNL�.L^pOY\UN
Erfasst sind erfolgreich abgelegte Prüfungen, bei denen 
das Prüfungsergebnis nach dem 1. Januar 2017 festge-
stellt wurde.

�� (\MZ[PLNZIVU\Z�00

���� A\^LUK\UNZ]VYH\ZZL[a\UNLU�\UK��ILYLJO[PN[L

3.1.1 Mit dem Aufstiegsbonus II werden die Gründung einer 
ZLSIZ[Z[pUKPNLU� =VSSL_PZ[LUa�� H\JO� K\YJO�lILYUHOTL� LP-
nes bestehenden Betriebes, oder eine tätige Beteiligung 
(mind. 25 % Anteil am Kapital, muss über eine Sperrmino-
rität verfügen) der Antrag stellenden Person gefördert, die 
in Bezug zu einem Fortbildungsabschluss nach Nummer 
3.1.2 stehen. Ebenfalls gefördert wird die schrittweise Ent-
wicklung der Selbstständigkeit begleitend zu einer beste-
henden abhängigen Beschäftigung oder zum Einstieg in 
die Erwerbstätigkeit (Nebenerwerbsgründung) sowie Per-
sonen, die sich mit Ausnahmebewilligung gemäß § 8 der 
Handwerksordnung selbstständig machen und innerhalb 
des von der Handwerkskammer gesetzten Zeitraums den 
Nachweis der bestandenen Meisterprüfung erbringen. Der 
Aufstiegsbonus II wird jeder Antrag stellenden Person, die 
die Voraussetzungen gemäß Nummer 1.3 Satz 5 erfüllt, nur 
einmal gewährt. 

3.1.2 Die Antrag stellende Person muss zum Zeitpunkt der An-
tragstellung nachweisen, innerhalb der vergangenen zehn 
Jahre einen Fortbildungsabschluss, der von der Bund-
3pUKLY�2VVYKPUPLY\UNZZ[LSSL� M�Y� KLU� +L\[ZJOLU� 8\HSPÄ-
kationsrahmen für lebenslanges Lernen (DQR) den DQR-
Niveaus 6 oder 7 zugeordnet wurde, erworben zu haben. 
Dieser Abschluss muss über ein entsprechendes Zeugnis 
einer deutschen Handwerkskammer, Industrie- und Han-
delskammer oder Landwirtschaftskammer bzw. einer 
vergleichbaren für landwirtschaftliche Fortbildungsberufe 
zuständigen Stelle nachgewiesen werden. 

3.1.3 Den Zeugnissen nach Nummer 3.1.2 Satz 2 gleichgestellt 
ZPUK�)LZJOLPKL�UHJO�����)LY\MZX\HSPÄRH[PVUZMLZ[Z[LSS\UNZ-
gesetz (BQFG) vom 6. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2515) in 
seiner jeweils geltenden Fassung, soweit darin die Gleich-
wertigkeit eines ausländischen Berufsabschlusses gemäß 
§ 4 Abs. 1 BQFG mit einem Fortbildungsabschluss nach 
Nummer 3.1.2 festgestellt wurde. Die Antrag stellende 
Person muss zum Zeitpunkt der Antragstellung nachwei-
sen, dass innerhalb der vergangenen zehn Jahre eine zu-
ständige Stelle nach § 8 BQFG einen Bescheid nach § 7 
BQFG erlassen hat.

3.1.4 Eine Antragsstellung ist auch möglich, wenn die Antrag 
stellende Person nachweisen kann, dass sie sich in einer 
)PSK\UNZTH�UHOTL�ILÄUKL[��KPL�H\M�LPUL�(IZJOS\ZZWY�-
fung im Sinne der Nummer 3.1.2 vorbereitet. In diesem Fall 
ist das Bestehen dieser Abschlussprüfung Voraussetzung 
für die Gewährung des Aufstiegsbonus II. 

���� (Y[�\UK�<TMHUN�KLY�A\^LUK\UN

������ +LY�(\MZ[PLNZIVU\Z� 00�^PYK� PU� -VYT�LPULY� -LZ[IL[YHNZÄ-
nanzierung gewährt und beträgt 2.500 EUR pro Person. 
Dabei handelt es sich um eine De-minimis-Beihilfe gemäß 
den Beihilferegeln der Europäischen Union Verordnung 
(EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 
2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
auf De-minimis-Beihilfen (Amtsblatt der EU L 352 vom 
24. Dezember 2013). Der maximal zulässige Gesamt-
betrag solcher Beihilfen für Unternehmen außerhalb der 
Landwirtschaft beträgt innerhalb von drei Jahren ab dem 
Zeitpunkt der ersten De-minimis-Beihilfe 200.000 EUR. 
Der Gesamtbetrag der einem einzigen Unternehmen der 
Landwirtschaft von einem Mitgliedstaat gewährten De-
minimis-Beihilfen darf in einem Zeitraum von drei Steu-
erjahren 15.000 EUR nicht übersteigen. Dieser Betrag 
\TMHZZ[�HSSL�-VYTLU�]VU��ɈLU[SPJOLU�)LPOPSMLU� �a�)��A\-
schüsse, Beteiligungen, Darlehen, Bürgschaften), die als 
De-minimis-Beihilfen gewährt wurden, und berührt nicht 
die Möglichkeit, dass die Empfängerinnen und Empfän-
ger sonstige von der Kommission genehmigte oder frei-
gestellte Beihilfen erhalten.
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������ A\Y� lILYWY�M\UN� KLZ� +L�TPUPTPZ�/�JOZ[IL[YHNLZ� PT�
Zusammenhang mit der Gewährung dieser und späterer 
staatlicher Beihilfen sind die Empfängerinnen und Empfän-
NLY�KLY�Z[HH[SPJOLU�-�YKLY\UN�]LYWÅPJO[L[��KPL� PT� SH\MLU-
den sowie in den beiden vorangegangenen Jahren (unab-
hängig vom Beihilfegeber) bereits erhaltenen Beihilfen, die 
als De-minimis-Beihilfen gewährt wurden (z.B. Zuschüsse, 
Beteiligungen, Darlehen, Bürgschaften) sowie auch laufen-
de Beihilfeanträge anzuzeigen. Die Angaben zu bisherigen 
De-minimis-Beihilfen sind subventionserheblich im Sinne 
des § 264 StGB.

���� (U[YHNZ��\UK�)L^PSSPN\UNZ]LYMHOYLU

3.3.1 Der Antrag ist spätestens achtzehn Monate nach der tat-
sächlichen Existenzgründung (Vorlage der Gewerbean-
TLSK\UN�Ia �̂�)LZ[p[PN\UN�KLY�=LYZPJOLY\UNZWÅPJO[�PU�KLY�
landwirtschaftlichen Alterskasse durch die Sozialversiche-
rung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau) einzurei-
chen. Der Antrag auf Gewährung des Aufstiegsbonus II ist 
TP[�KLU�a\Y�lILYWY�M\UN�KLY�-�YKLY]VYH\ZZL[a\UNLU�UV[-
wendigen Unterlagen bei der jeweils zuständigen Hand-
werkskammer, Industrie- und Handelskammer oder der 
Landwirtschaftskammer zu stellen. 

3.3.2 Der Aufstiegsbonus II wird bei Nachweis der tatsächlichen 
Existenzgründung gewährt. Bei tätigen Beteiligungen ist 
zusätzlich der Gesellschaftsvertrag und im Falle einer Ein-
tragung ins Handelsregister ein entsprechender Nachweis 
beizufügen.

3.3.3 Die Handwerkskammern, die Industrie- und Handelskam-
mern und die Landwirtschaftskammer prüfen die Anträge 
innerhalb von drei Monaten. Die Frist beginnt mit Eingang 
der vollständigen Unterlagen. Sie kann einmal angemes-
sen verlängert werden. Die Fristverlängerung ist zu be-
gründen und rechtzeitig mitzuteilen. 

3.3.4 Die Handwerkskammer, die Industrie- und Handelskam-
mer oder die Landwirtschaftskammer entscheidet über 
die gestellten Anträge und teilt der Antrag stellenden 
Person das Antragsprüfungsergebnis mit. Bei Vorliegen 
aller Voraussetzungen für die Gewährung zahlt die Hand-
werkskammer, die Industrie- und Handelskammer oder die 
Landwirtschaftskammer den Aufstiegsbonus II aus. 

���� (\MOLI\UNZ��\UK�9�JRMVYKLY\UNZ]LYMHOYLU

3.4.1 Der Aufstiegsbonus II ist zurückzuzahlen, wenn die Selbst-
ständigkeit vor Ablauf von zwei Jahren nach der tatsäch-
lichen Existenzgründung aufgegeben oder in Rheinland-
Pfalz abgemeldet wird; ein Rechtsformwechsel gilt nicht 
als Aufgabe der Selbstständigkeit. Es ist von der Person, 
die den Aufstiegsbonus II empfangen hat, nachzuweisen, 
dass die Selbstständigkeit zwei Jahre nach der tatsächli-
chen Existenzgründung fortbestanden hat. 

3.4.2 Kommt die gegenüber der Antrag stellenden Person den 
Aufstiegsbonus II gewährende Kammer nach Gewährung 
der Zuwendung zu dem Ergebnis, dass die unter Nummer 
3.4.1 Satz 1 genannten Bedingungen für eine mögliche 
Rückzahlung des Aufstiegsbonus II vorliegen, so leitet 
sie eine diesbezügliche Prüfung ein. Zur Prüfung der o.g. 
Bedingungen kann die den Aufstiegsbonus II gewährende 
Kammer die Vorlage von für die Prüfung erforderlichen Un-
terlagen verlangen. 

3.4.3 Das Prüfungsergebnis ist dem Ministerium für Wirtschaft, 
Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau mitzuteilen. Dieses 
entscheidet über das weitere Verfahren, insbesondere 
über eine etwaige Rückforderung des Aufstiegsbonus II 
nebst der Erhebung von Zinsen.
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Erfasst sind Existenzgründungen gemäß Nummer 3.1.1 
nach dem 1. Januar 2017.
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gen Handwerkskammer, Industrie- und Handelskammer 
oder Landwirtschaftskammer unverzüglich alle Tatsachen 
mitzuteilen, die der Inanspruchnahme oder dem Belassen 
der Bonuszahlungen entgegenstehen oder für eine Rück-
forderung erheblich sind.
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 Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung vom 1. De-

zember 2017 in Kraft.
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II.

Staatskanzlei
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Die Bundesregierung hat Herrn Christian Freiherr von Stetten am 
21. August 2017 das Exequatur als Honorargeneralkonsul der Re-
publik der Malediven in Künzelsau erteilt.
Der Konsularbezirk umfasst auch das Land Rheinland-Pfalz.
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Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskonsulari-
schen Vertretung der Republik Tunesien in Bonn ernannten Herrn 
Hafedh Ben Romdhane am 24. November 2017 das Exequatur 
als Generalkonsul erteilt.
Das dem bisherigen Generalkonsul, Herrn Ahmed Chafra, am 
20. November 2015 erteilte Exequatur ist erloschen.
Der Konsularbezirk umfasst auch das Land Rheinland-Pfalz.
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